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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Horn, Scheppmann, Diebäcker, 
Baier (Mosbach) und Genossen eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ladenschlußgesetzes 

— Drucksadle 1666 — 

und über den von den Abgeordneten Odenthal, Lange (Essen), 
Killat (Unterbach) und Genossen eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den Ladenschluß 

— Drucksache 1929 — 


Ä. Bericht des Äbgeordneten Franzen 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 118. Sitzung 
am 22. Juni 1960 die vorbezeichneten Gesetze zur 
Änderung des Ladenschlußgesetzes vom 28. Novem- 
ber 1956 (BGBl. I S. 875) in der Fassung des Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über den Laden- : 
Schluß vom 17. Juli 1957 (BGBL I S. 722) dem Aus- 
schuß für Arbeit federführend, dem Wirtschaftsaus- 
schuß und dem Ausschuß für Mitteistandsfragen 
mitberatend überwiesen. Es handelt sich um Initia- 
tivanträge von Abgeordneten der Fraktion der 
CDU/CSU — Drucksache 1666 — und Abgeordneten 
der Fraktion der SPD — Drucksache 1929. 

Die in den Entwürfen in Artikel 1 vorgesehenen 
Änderungen sehen den Wegfall der verkaufsoffenen 
Sonntage vor Weihnachten (sog. Silberner und Gol- 
dener Sonntag) § 13 a. a. O. vor. Als wirtschaftlicher 
Ausgleich für die weggefallenen Sonntage vorWeih- 
nachten sollen nach der Vorlage der Fraktion der 
CDU/CSU die Sonnabende vor Ostern Und Pfingsten 
sowie die vier Sonnabende vor dem 24. Dezember 
bis 18.00 Uhr verkaufsoffen bleiben, wogegen nach 
dem Vorschlag der Fraktion der SPD nur die Sonn- 
abende des Dezember vor dem Weihnachtsfest als 
Ersatz für den Wegfall der verkaufsoffenen Sonn- 
tage vorgesehen sind. Der § 1 Abs. 1 Nr. 3 soll 
entsprechend geändert werden. Ferner sollen nach 


Drucksache 1666 die Verkaufszeiten an den 16 Sonn- 
und Feiertagen gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 von vier 
auf sechs Stunden erweitert werden. Beide Vor- 
schläge sehen die Einführung eines Absatzes 3 in 
§ 20 mit gleichlautendem Text vor, wonach die nach 
Landesrecht zuständigen Verwaltungsbehörden er- 
mächtigt werden, abweichend von den Vorschriften 
der Absätze 1 und 2 des § 20 Ausnahmen für das 
Feilhalten von leicht verderblichen Waren und 
Waren zum sofortigen Verzehr, Gebrauch oder Ver- 
brauch zuzulassen, sofern diese zur Befriedigung 
örtlich auftretender Bedürfnisse notwendig und 
diese Ausnahmen im Hinblick auf den Arbeitsschutz 
unbedenklich sind. Darüber hinaus sah der Vor- 
schlag der Fraktion der SPD vor, einen § 20 a anzu- 
fügen, wonach „einzelne Warengruppen'', z. B. Zei- 
tungen, Reiseandenken und Waren, die für be- 
stimmte Fremdenverkehrs- und Ausflugsgebiete 
kennzeichnend sind, nicht unter die Bestimmung des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes fallen sollten. Die 
Länderregierungen sollen durch Rechtsverordnung 
bestimmen, welche „Waren" zu den bestimmte 
Fremdenverkehrs- und Ausflugsgebiete kennzeich- 
I nenden Waren gehören. In diesem Zusammenhang 
sieht der Vorschlag — Drucksache 1929 — eine 
Änderung der Überschrift des § 5 vor. Die Worte 
„Zeitungen und" sollen gestrichen werden. Ferner 
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die Änderung der Überschrift des 4. Abschnittes, j 
Hier soll angefügt werden „und einzelne Waren- 
gruppen“, so daß die Überschrift lauten würde: „Be- 
stimmungen für einzelne Gewerbezweige für den 
Marktverkehr und einzelne Warengruppen“. In 
Artikel 2 der Vorlage der Fraktion der CDU/CSU 
wird dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung die Ermächtigung erteilt, den Wortlaut des 
Gesetzes über den Ladenschluß in der sich aus 
Artikel 1 ergebenden Neufassung unter neuem 
Datum bekanntzugeben und hierbei Unstimmigkei- 
ten im Wortlaut und in der Paragraphenfolge abzu- 
ändern. Es folgen dann in Artikel 3 und 4 bzw. I 
2 und 3 der Vorlage der Fraktion der SPD die Berlin- 
Klausel und die Inkrafttretung des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über den Ladenschluß. 

Der Ausschuß für Arbeit hat in seiner 82. Sitzung 
am 6. Oktober 1960 die beiden Initiativgesetzent- 
würfe beraten. Es bestand Einmütigkeit darüber, daß 
der § 13 des Ladenschlußgesetzes vom 28. Oktober 
1956 in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über den Ladenschluß vom 17. Juli 1957 
die verkaufsoffenen Sonntage vor Weihnachten be- 
treffend gestrichen wird. Man war der Meinung, daß 
im Zuge der Verbesserung des Arbeitsschutzes für 
die Beschäftigten im Einzelhandel und auch in bezug 
auf die Sonntagsheiligung diese beiden Sonntage 
wegfallen müssen, wobei für die Beteiligten, d. h. 
den Einzelhandel einerseits und das Kaufpublikum 
andererseits, keinerlei Nachteile entstehen, wenn 
vor Weihnachten an vier aufeinanderfolgenden 
Sonnabenden die Einzelhandelsgeschäfte ihre Läden 
bis 18.00 Uhr durchgehend offenhalten dürfen. Die 
Streichung des § 13 wurde einstimmig beschlossen. 

Dem Antrag des mitberatenden Ausschusses 
für Mittelstandsfragen, in § 13 Abs. 1 zu bestimmen, 
daß abweichend von der Vorschrift des § 3 Abs. 1 
Nr. 1 Verkaufsstellen an den beiden zwischen dem 
8. und 21. Dezember, einschließlich der genannten 
Tage, liegenden Sonntagen in den Zollgrenzbezirken 
entlang den Landgrenzen gelegenen Orte geöffnet 
sein soll, wurde nicht gefolgt. Der Ausschuß für 
Mittelstandsfragen hat gegen diese Regelung für 
den grenzüberschreitenden Verkehr starke Beden- 
ken geltend gemacht, die letzte Entscheidung aber 
dem federführenden Ausschuß überlassen, über die 
Offenhaltung an den vier aufeinanderfolgenden 
Sonnabenden vor dem 24. Dezember konnte nur 
schwer Einmütigkeit erreicht werden, weil ein gro- 
ßer Teil der Ausschußmitglieder der Meinung war, 
daß dies eine Ausweitung des jetzt geltenden Rechts 
sei und somit entgegen den Bestrebungen des Ar- 
beitsschutzes der Beschäftigten im Einzelhandel eine 
Arbeitszeitverlängerung mit sich bringe. Bei vier 
Sonnabenden vor Weihnachten sei zu befürchten, 
daß die Arbeitszeit über 45 Stunden hinausgehe. Es 
wurde demgegenüber darauf hingewiesen, daß es 
durchaus im Sinne des Arbeitsschutzes liege, ent- 
gegen der bisherigen Zusammenballung der Ver- 
kaufsmöglichkeiten vor dem Weihnachtsfest eine 
Auflockerung eintreten zu lassen. Diese Auflocke- 
rung sei durch die Offenhaltung von vier aufein- 
anderfolgenden Sonnabenden vor dem 24. Dezember 
bis 18.00 Uhr gewährleistet. 


j Bei der Abstimmung wurde der Antrag, die vier 
aufeinanderfolgenden Sonnabende vor dem 24. De- 
zember bis 18.00 Uhr offenzuhalten, mit 10 : 10 Stim- 
men abgelehnt. Der zweite Antrag, an den Sonn- 
abenden im Dezember — also nur drei Sonnabende 

— vor dem 24, Dezember die Einzelhandelsgeschäfte 
bis 18.00 Uhr offenzuhalten, wurde ebenfalls mit 
10:10 Stimmen abgelehnt. 

Bei der Beratung über die verkaufsoffenen Sonn- 
abende vor dem Weihnachtsfest hatte man die Be- 
ratung über die Offenhaltung der beiden Sonn- 
I abende vor Ostern und Pfingsten, wie es die Vor- 
lage der Fraktion der CDU/CSU vorsah, ausgeklam- 
mert. Nachdem aber die beiden Anträge bezüglich 
der Offenhaltung der Sonnabende vor Weihnachten 
abgelehnt waren, bestand für den Ausschuß nur 
noch die Möglichkeit, über die Vorlage der Fraktion 
der CDU/CSU insgesamt zu beraten und abzustim- 
men. 

Die mitberatenden Ausschüsse, Wirtschaftsaus- 
schuß und Ausschuß für Mittelstandsfragen, hatten 
sich in ihrer Empfehlung dafür ausgesprochen, neben 
den vier Sonnabenden vor dem 24. Dezember nur 
den Sonnabend vor Ostern in die Öffnungszeit bis 
18.00 Uhr einzubeziehen. Im Verlauf der Aussprache 
im federführenden Ausschuß wurde vorgeschlagen 

— um zu einer einmütigen und guten Regelung 
der Verkaufszeiten zu kommen — , den Vorschlag 
der Fraktion der CDU/CSU abzuändern und auf 
die Offenhaltung an den Sonnabenden vor Ostern 
und Pfingsten bis 18.00 Uhr zu verzichten. Es wurde 
vorgetragen, daß diese Regelung den Vorzug habe; 
denn sie würde sowohl von den Gewerkschaften 
als auch von den Kreisen des Einzelhandels als die 
bessere Lösung angesehen. Nachdem hierüber Ein- 
mütigkeit erzielt wurde, hat der Ausschuß mit einer 
Gegenstimme die in der Zusammenstellung der Be- 
schlüsse des Ausschusses unter Artikel 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a aufgeführte Formulierung beschlossen. Der 
Absatz 2 des § 3 wurde ersatzlos gestrichen, weil 
er keine Bedeutung mehr hat. 

Nach dieser eingehenden Aussprache über Ar- 
beitszeitschutz und Sonntagsruhe war man sich 
schnell darüber einig, daß die Sonntagsarbeit im 
Einzelhandel in keiner Weise ausgeweitet werden 
dürfe. Der Vorschlag in § 10 Abs. 1 Nr. 1, die Ver- 
kaufszeiten von vier auf sechs Stunden zu erwei- 
tern, wurde abgelehnt. Der mitberatende Wirt- 
schaftsausschuß hat sich ebenfalls gegen eine Er- 
weiterung der Verkaufszeiten ausgesprochen, dafür 
aber die Einfügung des § 20 a empfohlen und vor- 
geschlagen, in die Sonderregelung auch die Wall- 
fahrtsorte einzubeziehen. Den übereinstimmenden 
Anträgen, dem § 20 einen neuen Absatz 3 anzufügen, 
hat der Ausschuß einstimmig zugestimmt (s. Zu- 
sammenstellung der Beschlüsse unter Nr. 5). Danach 
haben die zuständigen Verwaltungsbehörden die 
Möglichkeit, abweichend von den Absätzen 1 und 2 
Ausnahmen zum Feilhalten besonderer Waren zu 
erteilen. Dem Vorschlag der Fraktion der SPD, einen 
neuen § 20 a anzufügen, wonach ein bestimmtes 
Warensortiment aus dem Geltungsbereich des Ge- 
setzes herausgenommen werden sollte, konnte der 
Ausschuß nicht folgen. Dieser Antrag wurde mit 
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Mehrheit abgelehnt, weil eine solche Vorschrift 
nicht dem Charakter des Ladenschlußgesetzes ent- 
spricht. 

Es muß sichergestellt sein, daß die Arbeitszeit der 
Beschäftigten im Einzelhandel kontrollierbar ist. Die 
Annahme des Vorschlags der Fraktion der SPD 
hätte diese Kontrollmöglichkeit erschwert und der 
Möglichkeit der Offenhaltung an allen Sonn- und 
Feiertagen unbeschränkt Raum gegeben. Vom 
Standpunkt des Arbeitsschutzes bestanden stärkste 
Bedenken, weil durch eine solche Regelung der 
Schutz der Arbeitnehmer, der im § 17 geregelt ist, 
automatisch wegfallen würde. Eine Unterscheidung 
zwischen Verkaufsstellen mit und Verkaufsstellen 
ohne Angestellte bedeute einen Einbruch in die 
bisherige Auffassung, der nicht vertretbar sei. Audi 
könne man Verkaufsstellen mit Angestellten und 
Verkaufsstellen ohne Angestellte nicht unterschied- 
lich behandeln. Die Vertreter der Kirchen hatten 
auch gegen die durch eine solche Vorschrift zu be- 
fürchtende Ausweitung des Sonntagsverkaufs stärk- 
ste Bedenken vorgetragen. 

Dem Anliegen der Vorlage der Fraktion der SPD 
wurde dadurch Rechnung getragen, daß in § 10 
Abs. 1 außer den Fremdenverkehrsorten Ausflugs- 
orte einbezogen wurden und der Katalog der zum 
Verkauf freigegebenen Waren erweitert wurde 
(s. Zusammenstellung der Beschlüsse unter Nr. 3), 
Im übrigen sei darauf hingewiesen, daß durch die 
Einfügung des Absatzes 3 im § 20 den Verwaltungs- 
behörden weitgehend die Möglichkeit geboten ist, 
in besonderen Fällen Ausnahmen für den Verkauf 
von Waren zur Befriedigung der durch den Frem- 
denverkehr auftretenden Bedürfnisse zuzulassen. 
Der Aussdiuß war einmütig der Auffassung, daß die 
Vorschrift in § 20 Abs. 1 Nr. 1 von den Verwal- 
tungsbehörden nicht zu starr gehandhabt werde. 
Die 16 Sonn- und Feiertage müßten nicht unbedingt 
in ununterbrochener Reihenfolge freigegeben wer- 
den, sondern auf die Sonn- und Feiertage während 
der Saison verteilt werden, an welchen nach den ge- 
machten Erfahrungen starker Ausflugs- und Frem- 
denverkehr zu erwarten sei. Es sei z. B. sinnvoll, für 
Wallfahrtsorte zunächst einmal für die besonderen 
Wallfahrtstage die 16 Sonn- und Feiertage zu ver- 
wenden. Schließlich müßte auch die Möglichkeit be- 
stehen, bei schlechtem Ausflugs- bzw. Reisewetter 
die Geschäfte geschlossen zu halten, um auf spätere 
Sonn- und Feiertage ausweichen zu können. 

Die Änderungsanträge der Fraktion der SPD zu 
§ 5 und der Überschrift des 4. Abschnittes des Laden- 
schlußgesetzes sind durch die Ablehnung des § 20 a 
gegenstandslos geworden. 

Artikel 2 (Vorlage der Fraktion der CDU/CSU) 
sowie Artikel 3 (Vorlage der Fraktion der CDU/ 
CSU) und Artikel 2 (Vorlage der Fraktion der SPD) 
wurden unverändert angenommen. 

Bezüglich der Einführung einer negativen Saar- 
Klausel haben die Vertreter des Saarlandes darge- 
legt, daß die saarländische Regierung mit Zustim- 
mung der Bundesregierung das im Saarland gültige 
Ladenschlußgesetz ändern könne, weil es zum par- 
tiellen Bundesrecht gehöre. Die Rechtslage sei klar; 
wenn in der Novelle über das Saargebiet nichts ge- 


sagt werde, würde das Gesetz im Saarland nicht 
gelten. Die saarländische . Regierung sei bereit, im 
saarländischen Ladenschlußgesetz entsprechend den 
Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit die ver- 
kaufsoffenen Sonntage vor Weihnachten zu strei- 
chen. Der Ausschuß hat dieser Auffassung zuge- 
stimmt. Dem Ausschuß lagen noch einige Anträge 
von Berufszweigen und Berufsverbänden auf Son- 
derregelung der Offenhaltezeiten bzw. Sonderbe- 
handlung für ihre Gruppen vor. 

Der Zentralverband des Kraftfahrzeughandels und 
Gewerbes eV, Fachverband Tankstellen und Gara- 
gen, hatte mit Schreiben vom 29. Juni 1960 dem Aus- 
schuß vorgetragen, den § 6 des Ladenschlußgesetzes 
so zu formulieren, daß er der für den Apotheken- 
dienst ähnlichen Regelung gleichkomme. Der Aus- 
schuß hat mit Mehrheit den Vorschlag abgelehnt. Er 
war der Auffassung, daß der Fachverband der Tank- 
stellenbesitzer unter sich eine Regelung finden müsse 
und auch könne, die den Anforderungen der Kraft- 
fahrer und dem Bedürfnis auf Freizeit des Personals 
und der Tankstelleninhaber gerecht werde. 

Mit Schreiben vom 28. September 1960 haben der 
Gesamtverband des Deutschen Tabakwarengroß- 
handels eV, Köln, und der Verein Deutscher Auto- 
maten-Fachleute zur Förderung und Pflege des 
Münzautomatenwesens eV, Köln-Lindenthal, sich an 
den Ausschuß für Arbeit gewandt und angeregt, im 
§ 7 Abs. 2 folgenden Satz einzufügen: 

„Warenautomaten, die in Gaststätten 0 ‘der Betrieben 
aufgestellt sind, unterliegen nicht dem Ladenschluß- 
gesetz 

Das Anliegen schien dem Ausschuß hinreichend 
begründet, da es sich nicht um einen Verkauf an 
jedermann handle, sondern um einen bestimmten 
Personenkreis von Gästen oder Betriebsangehöri- 
gen. Auch werde der Arbeitsschutz durch Heraus- 
nahme der Warenautomaten in Gaststätten und Be- 
trieben aus dem Geltungsbereich des Ladenschluß- 
gesetzes nicht berührt. Eine Klarstellung, ob Auto- 
maten in Gaststätten nach Ladenschluß verkaufs- 
bereit sein dürfen, war notwendig, um den wider- 
streitenden Verwaltungsgerichtsentscheidungen zu 
begegnen. Der Ausschuß hat mit Mehrheit beschlos- 
sen, die unter Nr. 2 der Ausschußbeschlüsse aufge- 
führte Formulierung in § 7 Abs. 2 aufzunehmen. 

Vom Verein zur Wahrung der Rheinschiffahrts- 
interessen eV wurde mit Schreiben vom 4. Mai 1960 
gewünscht, zur Verbesserung der Versorgung der 
Besatzung auf den Schiffen der Binnenwasserstraßen 
mit Lebensmitteln und anderen notwendigen Gegen- 
ständen den Absatz 3 des § 16 wie nachstehend zu 
ändern: 

„(3) Die nach Landesrecht zuständige Verwal- 
tungsbehörde kann für Verkaufsstellen in unmittel- 
barer Nähe von Schiffsliegeplätzen oder Plätzen, an 
denen aus ähnlichem Anlaß ein Bedürfnis zur Ver- 
sorgung der Schiffsbesatzungen mit lebensnotwen- 
digem Bedarf besteht, die erforderlichen Ausnahmen 
von den werktäglichen Ladenschlußzeiten zulassen," 

Dem Antrag war die Abschrift eines Schreibens 
an den Herrn Minister für Wirtschaft und Verkehr 
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des Landes Nordrhein- Westfalen beigefügt, in wel- Der Ausschuß hielt die Ergänzung nicht für notwen- 
chem der Wasserschutzpolizeidirektor von Nord- dig, weil bei der Anwendung des neuen Absatzes 3 
rhein-Westfalen auf den Notstand der Schiffer be- in § 20 der Vorlage auch dem Notstand der Binnen- 
züglich ihres Einkaufs von Lebensmitteln hinwies. schiffahrtbesatzung abgeholfen werden könne. 


Bonn, den 13. Oktober 1960 

Franzen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 1666, 1929 — 
in der anliegenden Fassung mit der Überschrift 
„Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den Ladenschluß" anzuneh- 
men; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Einga- 
ben und Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 11. Oktober 1960 

Der Ausschuß für Arbeit 
Scheppmaim Franzen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über den Ladenschluß 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- | 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

A r t i k e 1 1 

Das Gesetz über den Ladenschluß vom 28. No- i 
vember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 875) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den Ladenschluß vom 17. Juli 1957 (Bundes- I 
gesetzbl. I S. 722) wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden vor den Worten ' 
„ab achtzehn Uhr" eingefügt die Worte „so- 
wie an den vier aufeinanderfolgenden Sonn- : 
abenden vor dem 24. Dezember". 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

ln Absatz 2 wird nachstehender Satz angefügt; i 

„ V‘/arenaulomaten, die in Gaststätten oder Be- 
trieben aufgestellt sind, unterliegen nicht dem i 
Ladenscblußgesetz." 

3. In § 10 Abs. 1 wird hinter das Wort „aufzufüh- | 
renden" das Wort „Ausflugs-," gesetzt; ferner | 
werden die Worte „Andenken- und Badegegen- | 
stände, Devotionalien, Tabakwaren, Frischobst, 
Obstsäfte, Süßigkeiten, Blumen und Zeitungen" 
(ersetzt durch die Worte „Badegegenstände, De- ' 
votionalien, frische Früchte, alkoholfreie Ge- | 
tränke, Milch und Milcherzeugnisse im Sinne 
des § 4 Abs. 2 des Milch- und Fettgesetzes in 
der Fassung vom 10. Dezember 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 811), Süßwaren, Tabakwaren, Blu- 
men und Zeitungen sowie Waren, die für diese 
Orte kennzeichnend sind,". 


4. § 13 wird gestrichen. 

5. § 20 wird wie folgt geändert: 

Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 2 a 
eingefügt: 

„(2 a) Die nach Landesrecht zuständige Ver- 
waltungsbehörde kann abweichend von den 
Vorschriften der Absätze 1 und 2 Ausnahmen 
für das Feilhalten von leichtverderblichen Wa- 
ren und Waren zum sofortigen Verzehr, Ge- 
brauch oder Verbrauch zulassen, sofern dies zur 
Hofriedigung örtlich auftretender Bedürfnisse 
notv^rendig ist und diese Ausnahmen im Hinblick 
auf den Arbeitsschutz unbedenklich sind." 


Artikel 2 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann den Wortlaut des Gesetzes über den Laden- 
schluß in der sich aus Artikel 1 ergebenden Fassung 
unter neuem Datum bekanntgeben und hierbei Un- 
stimmigkeiten im Wortlaut und in der Para- 
graphenfolge ändern sowie durch Zeitablauf über- 
hohe Vorschriften streichen. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt eine Woche nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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